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177 . Verordnung: Änderung der Pflanzeneinfuhrverordnung

178 . Verordnung: Delegierung von Befugnissen hinsichtlich elektrischer Leitungsanlagen an den Landes-
hauptmann von Niederösterreich und an den Landeshauptmann der Steiermark

179 . Verordnung: Änderung der Verordnung über die Kennzeichnung flüssiger Weichspülmittel

177. Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft vom 22. März 1989,
mit der die Pflanzeneinfuhrverordnung geän-

dert wird

Auf Grund der §§ 8 und 9 des Pflanzenschutzge-
setzes, BGBl. Nr. 124/1948, zuletzt geändert durch
das Bundesgesetz BGBl. Nr. 165/1987, wird im
Einvernehmen mit den Bundesministern für Finan-
zen und für wirtschaftliche Angelegenheiten ver-
ordnet:

Artikel I

Die Verordnung des Bundesministeriums für
Land- und Forstwirtschaft vom 5. August 1954,
BGBl. Nr. 236, über Ein- und Durchfuhrbeschrän-
kungen zur Verhütung der Einschleppung gefährli-
cher Pflanzenkrankheiten und Pflanzenschädlinge
(Pflanzeneinfuhrverordnung) in der Fassung der
Verordnungen BGBl. Nr. 40/1977 und 26/1982
wird wie folgt geändert:

1. §13 Abs. 1 lautet:

„§ 13. (1) Die in dieser Verordnung festgesetzten
Verkehrsbeschränkungen gelten — mit Ausnahme
des § 14 a — auch für den Durchfuhrverkehr durch
das Bundesgebiet. An Stelle der allenfalls erforder-
lichen Einfuhrbewilligung tritt eine Durchfuhrbe-
willigung."

2. Nach § 14 wird folgender § 14 a eingefügt:

„§ 14 a. (1) Der Bundesminister für Land- und
Forstwirtschaft hat die Einfuhr von Gegenständen,
die im § 2 lit. f und g genannt sind, abweichend von
den §§ 1 und 2 lit. f und g zu bewilligen, wenn

a) sie aus Kulturen stammen, die von der mit
der Durchführung des Pflanzenschutzdien-
stes des Ausfuhrlandes betrauten amtlichen
Stelle als frei von Feuerbrand befunden wur-
den,

b) der Antragsteller zur Unterbringung der
beantragten Menge während des erforderli-

chen Quarantänezeitraumes über Einrichtun-
gen (zum Beispiel Saranhaus) verfügt, die das
Austreten gefährlicher Pflanzenkrankheiten,
insbesondere des Feuerbrandes, und gefährli-
cher Pflanzenschädlinge verhindern und

c) vom Antragsteller die Durchführung aller
notwendigen Sicherungsmaßnahmen gegen
die Gefahr der Verbreitung von gefährlichen
Pflanzenkrankheiten, insbesondere Feuer-
brand, und gefährlichen Pflanzenschädlingen
angenommen werden kann.

(2) Der Bundesminister für Land- und Forstwirt-
schaft hat vor Entscheidung über den Antrag ein
Gutachten der Bundesanstalt für Pflanzenschutz
über das Vorliegen der im Abs. 1 lit. b und c
genannten Voraussetzungen einzuholen, die Bewil-
ligung für einen Zeitraum von längstens drei
Monaten zu erteilen und geeignete Bedingungen,
die die Gefahr der Verbreitung gefährlicher Pflan-
zenkrankheiten, insbesondere des Feuerbrandes,
und gefährlicher Pflanzenschädlinge nach dem
Stand der Wissenschaft und Technik verhindern
sollen, in der Bewilligung vorzuschreiben.

(3) Geeignete Bedingungen im Sinne des Abs. 2
sind zum Beispiel die Vorschreibung eines phyto-
sanitären Ursprungs- und Gesundheitszeugnisses,
zusätzlicher Erklärungen im phytosanitären
Ursprungs- und Gesundheitszeugnis, aus denen
zum Beispiel hervorgeht, daß die Gegenstände
sowie die Kulturen, aus denen die Gegenstände
stammen, frei von Feuerbrand sowie virusfrei oder
zumindest virusgetestet sind, der Grenzeintritt-
stelle, der Verpackungserfordernisse und der phy-
tosanitären Untersuchungserfordernisse an der
Grenzeintrittstelle und einer ausreichenden Qua-
rantäne."

3. § 16 Abs. 1 lautet:

„§16. (1) Der Antrag auf Erteilung einer Ein-
und Durchfuhrbewilligung gemäß den §§5, 13 und
14 sowie einer Einfuhrbewilligung gemäß § 14 a ist
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beim Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft
einzubringen."

4. § 16 Abs. 3 lautet:

„(3) Der Antrag auf Erteilung einer Einfuhrbe-
willigung gemäß § 14 a hat zusätzlich zu den Anga-
ben gemäß Abs. 2 Angaben zu enthalten, aus denen
das Vorliegen der im § 14 a Abs. 1 lit. b und c
genannten Voraussetzungen hervorgeht. Überdies
ist dem Antrag eine Bestätigung der mit der Durch-
führung des Pflanzenschutzdienstes des Ausfuhr-
landes betrauten amtlichen Stelle über das Vorlie-
gen der im § 14 a Abs. 1 lit. a genannten Vorausset-
zung anzuschließen. Ist die Bestätigung nicht in
deutscher, englischer oder französischer Sprache
verfaßt, so muß sie mit einer beglaubigten deut-
schen Übersetzung versehen sein. Die Bestätigung
darf zum Zeitpunkt ihres Einlangens beim Bundes-
minister für Land- und Forstwirtschaft nicht älter
als ein Jahr sein."

5. Der bisherige Abs. 3 des § 16 erhält die
Bezeichnung „(4)".

Artikel II

Diese Verordnung tritt mit 20. April 1989 in
Kraft.

Riegler

178. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten vom 28. März
1989 über die Delegierung von Befugnissen
hinsichtlich elektrischer Leitungsanlagen an
den Landeshauptmann von Niederösterreich
und an den Landeshauptmann der Steiermark

Auf Grund des § 25 des Bundesgesetzes vom
6. Feber 1968, BGBl. Nr. 70, über elektrische Lei-
tungsanlagen, die sich auf zwei oder mehrere Bun-
desländer erstrecken (Starkstromwegegesetz 1968),
wird verordnet:

Die Landeshauptmänner von Niederösterreich
und Steiermark werden ermächtigt, anstelle des
Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenhei-
ten die auf Grund des Starkstromwegegesetzes
1968 zum Bau und Betrieb erforderlichen Amts-
handlungen einschließlich der Erlassung der
Bescheide im Rahmen ihres jeweiligen Wirkungsbe-
reiches für die elektrischen Leitungsanlagen der
Bewilligungswerberin EVN Energieversorgung
Niederösterreich Aktiengesellschaft „20 kV-Kabel-
einschleifleitung Semmering und Trafostation
Hirsch" vorzunehmen.

Graf

179. Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten vom 4. April
1989, mit der die Verordnung über die Kenn-
zeichnung flüssiger Weichspülmittel geändert

wird

Auf Grund des § 32 des Bundesgesetzes gegen
den unlauteren Wettbewerb 1984, BGBl. Nr. 448,
wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Han-
del, Gewerbe und Industrie vom 26. April 1979
über die Kennzeichnung flüssiger Weichspülmittel,
BGBl. Nr. 193/1979, wird wie folgt geändert:

1. §2 Abs. 1 lautet:

„§ 2. (1) Flüssige Weichspülmittel dürfen nur mit
einem Mindestfüllvolumen von 250, 500, 750 oder
1 000 Milliliter (ml) oder einem ganzzahligen Viel-
fachen von 1 000 ml und entweder

1. in Behältnissen mit einer Verschlußkappe
(Meßkappe) oder

2. in Behältnissen, die zum Nachfüllen von
Behältnissen gemäß Z 1 bestimmt sind,

gewerbsmäßig verkauft, feilgehalten oder sonst in
Verkehr gesetzt werden."

2. § 3 Abs. 2 lautet:

„(2) Die Kennzeichnungselemente sind:
1. für alle flüssigen Weichspülmittel:

a) der Name (Firma oder Firmenschlagwort)
und der Sitz des erzeugenden, verpacken-
den, vertreibenden oder importierenden
inländischen Unternehmers;

b) das Erzeugungsland (erzeugt in . . .);
c) der Name oder die Marke des Produktes;
d) die handelsübliche Sachbezeichnung;
e) das Mindestfüllvolumen in Milliliter (ml)

oder Liter (1);
f) der Hinweis auf das Verwahren des Pro-

duktes außerhalb der Reichweite von Kin-
dern;

2. für flüssige Weichspülmittel in Behältnissen
gemäß § 2 Abs. 1 Z 1:
a) der Meßinhalt der Verschlußkappe (Meß-

kappe) und die Angabe, für wieviel Liter
Wasser bei Handwäsche eine Meßkappe
ausreicht;

b) die Anzahl der für den einzelnen Wasch-
vorgang zu verwendenden Meßkappen
aa) für vier bis fünf Kilogramm Trocken-

wäsche bei Trommelwaschmaschi-
nen;

bb) für zehn Liter Wasser bei Handwä-
sche; diese Angabe hat auf allen Pak-
kungen zu erfolgen;

c) die Angabe der Mindestlaugenmenge in
Liter (1), die auf der Einsatzkonzentration
für die Handwäsche bei der Dosierung
gemäß lit. a basiert;

3. für flüssige Weichspülmittel in Behältnissen
gemäß §2 Abs. 1 Z2:
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a) die Bezeichnung als Nachfüllpackung;
b) die Angabe, für wieviel Liter Wasser bei

Handwäsche 100 Milliliter des Produktes
ausreichen;

c) die Angabe der für den einzelnen 'Wasch-
vorgang zu verwendenden Menge in Mil-
liliter (ml)
aa) für vier bis fünf Kilogramm Trocken-

wäsche bei Trommelwaschmaschi-
nen;

bb) für zehn Liter Wasser bei Handwä-
sche; diese Angabe hat auf allen Pak-
kungen zu erfolgen;

d) die Angabe der Mindestlaugenmenge in
Liter (1), die auf der Einsatzkonzentration

für die Handwäsche bei der Dosierung
gemäß lit. b basiert;

e) sofern ,es sich um flüssige Weichspülmittel
in konzentrierter Form handelt, die erst
nach Verdünnung mit Wasser ein
gebrauchsfertiges Produkt ergeben, die
Angabe, wieviel Liter Wasser zur Herstel-
lung des gebrauchsfertigen Produktes
erforderlich sind;

f) sofern dem § 2 Abs. 1 Z 1 entsprechende
Behältnisse vorrätig gehalten werden, die
Angabe, wo diese Behältnisse bezogen
werden können."
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